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ZEHN FRAGEN AN ...

Francis Fulton-Smith, der für die ARD in die Rolle
des Franz Josef Strauß geschlüpft ist

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Mit meiner Familie und meinen Kindern gemeinsam Lachen.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Ich denke immer positiv, daher glaube ich: Alles wird gut!

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Ehrlichkeit, Zivilcourage, Professionalität.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Dass auch meine Kinder gesund in Frieden, Sicherheit und Sta-
bilität aufwachsen!

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Ich spiele mit meinen Kindern, oder gehe bei den Isarfischern
e.V. Fliegenfischen.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Ein gutes Buch.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Ich sage auch Projekte ab und nehme mir Zeit.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Ohne Handy! Ohne Laptop! Ohne E-Mail!

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Sei gebildet, diszipliniert und standhaft, dann kannst Du Deine
Träume erreichen!

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Der Schauspieler Christoph Waltz, er wurde in Deutschland
stets unterschätzt und hat es allen gezeigt.

Ganze 20 Kilo hat sich der 48-jährige Münchner für
eine ganz besondere Rolle angefuttert. Im ARD-Film
„Die Spiegel-Affäre“ imponiert Francis Fulton-
Smith als barocker FJS. Arte zeigt den Politthriller
heute um 20.15 Uhr, im Ersten läuft er am 7. Mai.
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Club (ADFC). Es könne zwar
sein, dass es seitens der Lkw-
Käufer wenig Nachfrage gebe,
weil Speditionen unter einem ho-
hen Kostendruck stehen. Aber
genau aus diesem Grund fordere
der ADFC eine gesetzliche Ver-
pflichtung: „Wenn alle neuen
Lkw den Abbiegeassistenten ha-
ben müssen, ist er kein Kosten-
nachteil mehr.“ Zuständig sei
zwar die Europäische Union,
aber gerade da habe Deutschland
mit seiner Automobilindustrie ein
gewichtiges Wort mitzureden.

Dass Abbiegeassistenten Unfäl-
le mit schwächeren Verkehrsteil-
nehmern vermeiden könnten,
versichert auf Nachfrage auch das
Bundesverkehrsministerium. „So-
lange aber nicht alle Hersteller-
systeme den notwendigen techni-
schen Reifegrad für die Marktein-
führung erfüllen, ist keine ver-
bindliche Einführung von Abbie-
geassistenten für Lkw in den eu-
ropäischen oder internationalen
Gremien geplant“, erläutert ein
Sprecher von Verkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU). Sein
bayerischer Amtskollege Joachim
Herrmann unterstützt bisher le-
diglich die Unfallforschung. „Für
ein Gesetz ist der Bund zustän-
dig“, heißt es im bayerischen Ver-
kehrsministerium lapidar.

Der ADFC glaubt daher, dass es
bis zur Anwendungsreife noch ge-
raume Zeit dauern wird. „Die letz-
ten zwei Jahre ist in dieser Richtung
nichts passiert“, schimpft Filippek.
„Ich befürchte, dass auch in nächs-
ter Zeit von politischer Seite wenig
Druck in dieser Richtung zu erwar-
ten ist.“ > DAVID LOHMANN

Die Zeche zahlen am Ende auch
die Bürger, da Unfallopfer jährlich
einen volkswirtschaftlichen Scha-
den von vier bis acht Milliarden
Euro verursachen.

Damit konfrontiert, verweisen
zwar alle Lkw-Hersteller auf ihre
Forschungsarbeit zur Sicherheit
von Fußgängern und Radfahrern.
Auf die Frage, wann mit einer Se-
rienproduktion zu rechnen ist, er-
hält man jedoch immer die glei-
che Antwort: Ein Termin für die
Serieneinführung stehe noch
nicht fest. „Auf dem Weg von ei-
nem Forschungsprojekt zum seri-
enreifen Assistenzsystem müssen
absolute Alltagstauglichkeit und
Zuverlässigkeit erreicht werden“,
rechtfertigt sich zum Beispiel die
MAN Truck & Bus AG. Dabei er-
hielt der Konzern bereits 2009 ei-
nen Preis für seinen ausgereiften
Abbiegeassistenten mit Ultra-
schallsensoren. Bei der Daimler
AG ist ebenfalls ein Erprobungs-
fahrzeug mit einem Abbiegeassis-
tenten im Einsatz. „Das Thema
kommt schließlich bei jedem tra-
gischen Unfall hoch“, sagt deren
Produktsprecherin Uta Leitner.

Doch selbst wenn die Software-
und Hardware-Ergebnisse eines
Tages ausgewertet sind, müssten
die Käufer auch bereit sein, das
zusätzliche Geld dafür auszuge-
ben. „Genau das ist das Pro-
blem“, erklärt Manfred
Kuchlmayr von der Iveco Magi-
rus AG. „Wir haben die Erfah-
rung gemacht, dass Hersteller
und der Verband der Automobil-
industrie bei diesem Thema mau-
ern“, betont René Filippek vom
Allgemeinen Deutschen Fahrrad-

mand liegt, der auf diese Art und
Weise umgekommen ist“, klagt
Hell. Die Überlebenschance bei ei-
nem solchen Unfall liege praktisch
bei null. „Die bisherigen Spezial-
spiegel helfen wenig, sie verzerren
meistens, was eine Entfernungs-
schätzung schwer macht“, ergänzt
sein Mitarbeiter Florian Plöchin-
ger. Allein dadurch entständen 14
Prozent der tödlichen Unfälle.

Dabei könnten diese durch Ka-
meras und Alarmsignale um 31
Prozent gesenkt werden, wie eine
Studie der Unfallforschung der
Versicherer (UDV) ergab. Erste
Erfolge konnten die LMU-Unfall-
forscher zwar bei Baufahrzeugen
erzielen: Diese müssen mittlerwei-
le Kamerasysteme einbauen.

Zynische Gegenargumente

Doch Lkw-Hersteller wiegeln
ab: „’Ist kein Markt’, sagen die ei-
nen, ‘viel zu geringe Stückzahlen’
die anderen“, erzählt Hell. „Bei
unseren Kunden zählt jeder Cent,
die kaufen uns das nicht ab“, er-
zählt ein Fahrzeugbauer der
Staatszeitung, will damit aber
nicht namentlich zitiert werden.
Es sei daher sehr schwierig, die
Unternehmen zu überzeugen,
mehr Geld für die Sicherheit von
Fußgängern auszugeben. „Dabei
machen die Kosten den Kohl
auch nicht mehr fett“, versichert
der Referatsleiter Fahrzeugtech-
nik Welf Stankowitz vom Deut-
schen Verkehrssicherheitsrat
(DVR), bei dem Hell ebenfalls
Mitglied ist.

Ganze 20 Prozent der 680
Menschen, die im Jahr 2013

im Freistaat tödlich verunglück-
ten, könnten noch leben – wenn
Hersteller mehr in die Sicherheit
der Fahrzeuge investieren wür-
den. Bei 80 Prozent der Unfälle
war zwar menschliches Versagen
der Grund. Doch unter den Toten,
die jedes Jahr im Institut für
Rechtsmedizin der Münchner
Ludwig-Maximilians-Universität
(LMU) obduziert werden, befin-
den sich auch regelmäßig Opfer
von gebrochenen Bremsscheiben
oder verstopften Bremsleitungen.
Gegen solche Unfälle hilft nicht
einmal eine rechtzeitige Wartung:
„Dass eine Bremsleitung nach und
nach verstopfen kann, weil bei der
Herstellung billigste Materialien
verbaut wurden, ist bei der Haupt-
untersuchung nicht unbedingt
festzustellen“, erklärt der Medizi-
ner und LMU-Unfallforscher
Wolfram Hell.

Schon jetzt könnten Autos bei ei-
nem Kollaps des Fahrers automa-
tisch abbremsen, wenn die Autoin-
dustrie es anbieten würde. Sicher-
heitsmaßnahmen seien aber nun
mal kostspielig und daher schwer
zu vermitteln. „Hier ist leider noch
viel Überzeugungsarbeit nötig“,
klagt Hell.

Noch drastischer ist die Situati-
on allerdings bei einigen Lkw-Her-
stellern. Sie weigern sich seit Jah-
ren, ihre Flotten mit einem Abbie-
geassistenten auszustatten, ob-
wohl Fahrradfahrer beim Abbie-
gen immer wieder übersehen und
überrollt werden. „Es vergeht
kaum ein Monat, in dem in unse-
ren Obduktionsräumen nicht je-

Abbiegeassistenten könnten tödliche Unfälle verhindern – doch Nutzfahrzeughersteller scheuen die Kosten

Geld oder Leben

DIE FRAGE DER WOCHE Renteneintritt mit 70 – wird das in Zukunft unumgänglich?

Von
Klaus F. Zimmer-
mann, Professor an
der Uni Bonn und Di-
rektor des Instituts
zur Zukunft der Arbeit

Von
Verena Di Pasquale,
Vize-Vorsitzende des
Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB)
Bayern

Die Bevölkerung in Deutschland
wird immer älter und schrumpft er-
heblich. Soll das Netz der sozialen
Sicherung erhalten bleiben, soll die
Wirtschaft trotz Fachkräftemangels
weiter wachsen, dann gibt es nur
eine Konsequenz: Wir müssen län-
ger arbeiten. Nur so zerbricht der
„Generationenvertrag“ nicht, bei
dem die Jüngeren die Alten finan-
zieren. Andernfalls könnte auch un-
ser Erfolgsmodell der sozialen
Marktwirtschaft in Frage gestellt
werden.
Doch wir steuern derzeit mit der
abschlagsfreien Rente mit 63 genau
in die gegenteilige Richtung. Und
verschärfen damit die „demografi-
sche Falle“. Denn der Anteil der
über 65-Jährigen an der Bevölke-
rung wird bis 2060 weiter rapide
steigen. Zwar soll schrittweise bis
2031 das Renteneintrittsalter auf 67
angehoben werden. Aber diese
Maßnahme reicht langfristig nicht.
Ohne die Rente mit 70 drohen Al-

tersarmut und unzumutbare Lasten
für die jüngere Generation.
Dies rechtzeitig gesetzlich festzu-
schreiben wäre verantwortungsvolle
Rentenpolitik. Wer früher gehen
will, muss mit entsprechenden Ab-
schlägen rechnen. Wer gesundheit-
lich nicht mehr kann, ist durch eine
Erwerbsminderungsrente abzusi-
chern. Und wer länger arbeitet,
muss eine höhere Rente erhalten.
Niemand muss vor einer solchen
Perspektive Angst haben. Zumal be-
reits heute ein 70-Jähriger eine Fit-
ness wie ein 60-Jähriger in den 50er
Jahren besitzt. 1955 haben Rentner
im Durchschnitt nur knapp zehn Jah-
re Ruhegeld bezogen, heute erhal-
ten sie fast doppelt so lange Geld
aus der Rentenkasse. Wichtig ist es,
schon jetzt massiv Anreize für Ältere
zu schaffen, länger zu arbeiten.
Starre Altersgrenzen passen immer
weniger in unsere gesellschaftliche
Wirklichkeit. Es ist gut, dass deshalb
jetzt EU-Kommissar Günther
Oettinger das Thema
„Rente mit 70“ auch auf
die europäische Tages-
ordnung gesetzt hat.
Denn nur wenn wir
rechtzeitig handeln,
können wir uns später
vor neuen schmerzhaf-
ten Anpassungspro-
zessen bewahren.

JA NEIN

Eine weitere Anhebung des Renten-
eintrittsalters wäre wie bereits die
Rente mit 67 nichts anderes als eine
Rentenkürzung, und ebenso über-
flüssig wie unangebracht. Klar, gute
und sichere Renten kosten Geld.
Doch zeigt das DGB-Rentenmodell,
dass Leistungsverbesserungen in der
gesetzlichen Rente möglich sind,
ohne dass der Einzelne dadurch zu
stark belastet wird. Das funktioniert
auch langfristig, trotz der demogra-
fischen Entwicklung.
Wir wissen schon heute, dass die
Rentenbeiträge in der kommenden

Wahlperiode steigen müssen.
Gleichzeitig soll das Rentenni-

veau absinken, von aktuell
50 Prozent auf 43 Prozent
in 2030. Soll Altersarmut
nicht zum Massenphä-
nomen werden, muss
diese unverantwortliche
Absenkung des Renten-
niveaus verhindert wer-
den. Und das geht auch:

Mit vorgezogenen Beitragssatzerhö-
hungen kann eine Demografie-Re-
serve aufgebaut werden, die eine
stabile Rente ermöglicht. Davon pro-
fitieren auch die jungen Generatio-
nen. Bei einem Verdienst von 2500
Euro fallen hierfür jährlich lediglich
3,75 Euro pro Monat zusätzlich an.
Finanziert werden damit ein stabiles
Rentenniveau, eine verbesserte Er-
werbsminderungsrente und die Ren-
te ab 63. Dieser Vorschlag eröffnet
also ernsthafte Perspektiven gegen
die sich ausweitende Altersarmut.
Die abschlagsfreie Rente ab 63 ist
ein erster und wichtiger Schritt in die
richtige Richtung. Sie muss kom-
men, ohne Abstriche. Doch dann
müssen noch weitere Schritte fol-
gen. Heute gehen die Menschen in
Bayern im Schnitt mit knapp 64 Jah-
ren in Rente, beim Ausscheiden in
Erwerbsminderungsrente mit gerade
mal durchschnittlich 51 Jahren. Das
zeigt: Die Qualität der Arbeit muss in
den Mittelpunkt rücken. Die Be-
schäftigten müssen vor krank ma-
chender Arbeit geschützt werden.
Ziel muss es doch sein, gute Arbeit
und eine sichere Rente zu gewähr-
leisten. Verlängerungen der Lebens-
arbeitszeit sind hingegen kontrapro-
duktiv und sozial verwerflich. Viel-
mehr brauchen wir eine neue Ord-
nung der Arbeit mit guter Arbeit, die
auch eine sichere Rente bringt.

 Begleitet von scharfer Kritik der
Opposition will die Staatsregie-
rung unverbindliche Volksbefra-
gungen in Bayern einführen. Das
Gesetz solle möglichst noch vor
der Sommerpause im Landtag ver-
abschiedet werden, sagte Staats-
kanzleichefin Christine Hader-
thauer (CSU). Die Bevölkerung
soll damit künftig ein Mitsprache-
recht bei großen Verkehrsprojek-
ten und anderen wichtigen Ent-
scheidungen haben – allerdings
nicht rechtlich verbindlich. Das
Kabinett sei sich aber einig, dass
Volksbefragungen „eine große po-
litische Kraft“ entfalten sollten,
sagte Haderthauer. Die Oppositi-
on warf der Staatsregierung vor,
die Initiative sei ein scheindemo-
kratisches Manöver und diene nur
dem Machterhalt der CSU. Grund
der Kritik sind die hohen Hürden.
Eine Volksbefragung starten kön-
nen künftig ausschließlich Staats-
regierung und Landtag gemein-
sam. > DPA

Das Volk fragen –
unverbindlich: Die
Opposition ist sauer

Sollen weiche Drogen wie Can-
nabis legalisiert werden? Das wird
immer mal wieder gefordert, zu-
letzt hat sich eine Gruppe von
Strafrechtsprofessoren dafür aus-
gesprochen. Auch Mediziner kön-
nen sich teilweise dafür erwär-
men, Cannabis etwa in der Krebs-
therapie einzusetzen. Bei unserer
Online-Umfrage hat sich vergan-
gene Woche gezeigt, dass auch die
Leser der Bayerischen Staatszei-
tung einige Argumente für eine
Legalisierung sehen: Knapp 61
Prozent der User stimmten für die
Freigabe weicher Drogen, 39 Pro-
zent votierten dagegen.

Diese Woche möchten wir von
Ihnen wissen, wie Sie zum Ren-
teneintritt mit 70 Jahren stehen:
Wird das in Zukunft unvermeid-
lich? Lesen Sie hierzu die Stand-
punkte unserer Diskutanten auf
dieser Seite unten links und stim-
men Sie dann ab auf www.baye-
rische-staatszeitung.de! Wir sind
gespannt auf Ihre Meinung. > BSZ

Haschisch erlauben:
59 Prozent der BSZ-
Leser sind dafür
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